 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7102165/2018

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin Dr. Maria Grohe als vorsitzende Richterin und
die Richterin Mag. Regina Vogt als beisitzende Richterin sowie die fachkundigen Laienrichter
Mag. Franz Josef Gross und Mag. Heinrich Witetschka in der Beschwerdesache ***Bf1***,
***Bf1-Adr***, vertreten durch AUSTRIA TREUHAND Holding SteuerberatungsgmbH,
Mariahilfer StraBe 1C Tiir 4a, 1060 Wien, tber die Beschwerde vom 8. September 2017 gegen
den Bescheid des (damaligen) Finanzamtes Hollabrunn Korneuburg Tulln, 3430 Tulln an der
Donau, Albrechtsgasse 26-30, vom 21. August 2017, mit welchem zu Unrecht bezogene
Betrdage an Familienbeihilfe (1.027,20 €) und Kinderabsetzbetrag (350,40 €) fiir die im Marz
1996 geborene Tochter S fiir den Zeitraum Marz 2017 bis August 2017 gemal § 26 FLAG 1967
und § 33 Abs. 3 EStG 1988 zurlickgefordert werden, Sozialversicherungsnummer 1234,
Gesamtbetrag der Riickforderung 1.377,60 €, am 28. Juni 2021 in nichtoffentlicher Sitzung zu
Recht erkannt:

l. Die Beschwerde wird gemaR § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.
Der Spruch des angefochtenen Bescheides bleibt unverandert.
Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den

Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht

zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Im Zuge der Uberpriifung des Anspruches auf Familienbeihilfe fiir das Kind S, geb. am xy,
wurden folgende Studiennachweise vorgelegt:

1. Die Universitdat Wien fertigte am 8. 8. 2017 eine Studienzeitbestatigung aus, wonach S
am 1. 10. 2014 das Bachelorstudium Theater-, Film- und Medienwissenschaft(A 033
580), das Bachelorstudium Deutsche Philologie (A 033 617), das Bachelorstudium
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Musikwissenschaft (A 033 636) und das Bachelorstudium Vergleichende
Literaturwissenschaft(A 033 670) begonnen, jeweils die Semester 2014W, 20158,
2015W, 2016S inskribiert und sich jeweils am 30.11.2016 abgemeldet habe.

Flir das Bachelorstudium Vergleichende Literaturwissenschaft UG2002 von 1. 10. 2014 bis 30.
11. 2016 liegt ein Sammelzeugnis vom 8. 8. 2017 vor, wonach im Zeitraum 15.12. 2014 bis 23.
2. 2016 Prufungen lber insgesamt 30 ECTS positiv abgelegt wurden.

Flr das Bachelorstudium Instrumental(Gesangs)padagogik - Klassik (Harfe - Klassik) als
ordentliche Studierende liegen zwei Bestatigungen des Studienerfolgs vom 14. 6.2017 der
Universitat fir Musik und darstellende Kunst Graz vor: Eine Uber erfolgreich abgelegte
Prifungen im Umfang von 50,50 ECTS (Priifungen von 19. 3. 2016 bis 9. 6.2017) sowie eine
Uber erfolgreich abgelegte Prifungen von 20,50 ECTS im Zeitraum 1.10. 2016 bis 1. 8. 2017.

2. Bestatigung der MUK Privatuniversitat der Stadt Wien:
Die MUK Privatuniversitat der Stadt Wien bestéatigte am 10. 4. 2018:

Mit diesem Schreiben wird bestdtigt, dass Frau ..., geboren am ...03.1996, die
Zulassungspriifung an der Musik und Kunst Privatuniversitdt der Stadt Wien fiir das
Bachelorstudium Harfe im Februar 2015 sowie Februar 2018 absolviert und bestanden hat.
Aufgrund mangelnder Studienpliitze wurde Frau ...deshalb auf die Warteliste gesetzt:

Zulassungspriifungsdatum Zuteilung 16.02.2015 Warteliste, gliltig bis 04.03.2016,
19.02.2018 Warteliste, giiltig bis 01.03.2019.“

Mit Bescheid vom 21. 8. 2017 forderte die belangte Behdrde von der Beschwerdefiihrerin (Bf.)
zu Unrecht bezogene Betrage an Familienbeihilfe und Kinderabsetzbetragen fir die Monate
Marz 2017 bis August 2017 i.H. von insgesamt € 1.377,60 fir ihre Tochter S, geb. xy, zuriick und
begriindete dies wie folgt:

,Gemdfs § 2 Abs. 1 lit. b des Familienlastenausgleichgesetzes 1967 (FLAG 1967) gelten bei
einem Studienwechsel die in § 17 Studienférderungsgesetz (StudFG) 1992 angefiihrten
Regelungen auch fiir den Anspruch auf die Familienbeihilfe.

Nach § 17 StudFaG liegt ein glinstiger Studienerfolg nicht vor, wenn die oder der Studierende das
Studium éfter als zweimal gewechselt hat oder das Studium nach dem jeweils dritten
fortgesetzt gemeldeten Semester (nach dem zweiten Ausbildungsjahr) gewechselt hat und nicht
die gesamten Vorstudienzeiten fiir die Anspruchsdauer des nunmehr betriebenen Studiums
beriicksichtigt werden.

Nach einem Studienwechsel nach dem jeweils 3. inskribierten Semester (oder zweitem
Ausbildungsjahr) besteht Anspruch auf Familienbeihilfe erst dann, wenn die oder der
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Studierende in dem nunmehr gewdhlten Studium so viele Semester wie in den vor dem
Studienwechsel betriebenen Studien zuriickgelegt hat. Es sind daher alle Semester aus den
vorherigen Studien, in denen eine Fortsetzungsmeldung vorgelegen ist und fiir die
Familienbeihilfe bezogen wurde, in Bezug auf die Wartezeit bis zur Wiedergewdhrung der
Familienbeihilfe fiir das neue Studium heranzuziehen.

Da Ihre Tochter S das Studium zu spdt gewechselt hat, besteht fiir den Zeitraum Mdérz 2017 bis
September 2017 kein Anspruch auf Familienbeihilfe. Ab Oktober 2017 wird Familienbeihilfe fiir
S fiir das Bachelorstudium Instrumentalpddagogik erneut gewdhrt.”

Gegen diesen Bescheid richtet sich die Beschwerde vom 4.9.2017, eingelangt am 8.9.2017, mit

|ll

der die Aufhebung des Bescheides und die Festsetzung der Riickforderung mit ,,Null“ beantragt

wurden.
Als Begriindung wurde folgendes ausgefiihrt:

,Zur Herbeiflihrung eines Lastenausgleiches im Interesse der Familie werden nach dem
Familienlastenausgleichsgesetz 1967 bestimmte Leistungen gewahrt. Demnach haben auch
bereits volljdhrige Kinder Anspruch auf Familienbeihilfe, wenn diese - wie das Kind der
Beschwerdefiihrerin - ein Studium betreiben.

Der Anspruch verfdllt nur dann, wenn kein Studienerfolg nachgewiesen werden kann. Ein
glinstiger Studienerfolg iSd FLAG liegt gem. § 2 FLAG 1967 nicht vor, wenn die Studierende
gem. § 17 Abs 1 Z 2 StudFG 1992 das Studium nach dem dritten inskribierten Semester
gewechselt hat. Davon ausgenommen sind gem. § 17 Abs 2 Z 2 StudFG 1992 Falle, durch
welche der Studienwechsel aufgrund eines unabwendbaren unverschuldeten Ereignisses
zwingend herbeigefiihrt worden ist.

Das Kind hat als Hauptstudium "Vergleichende Literaturwissenschaften" studiert und im
Sommersemester 2016 auf das Bachelorstudium "Instrumental-und Gesangspaddgogik(Harfe)"
gewechselt. Dieses betrieb es mit grofiem Eifer und absolvierte eine schwere Priifung, um das

Studium in seinem Interesse fortsetzen zu kénnen.

Gleichzeitig meldete es sich vom bisherigen Hauptstudium "Vergleichende
Literaturwissenschaften” am 30.11.2016 ab. Trotz bestandener Priifung im neuen
Hauptstudium "Instrumental- und Gesangspddagogik" wurde ihm ein Platz verwehrt. Folglich
wechselte das Kind zu dem Studium "Vergleichende Literaturwissenschaften" zuriick. Dieser
Studienwechsel wurde daher durch ein unabwendbares Ereignis iSd § 17 Abs 2 Z 2 StudFG 1992
ohne Verschulden des Kindes zwingend herbeigefiihrt und ist somit nicht als StudienwechseliSd
§ 17 Abs. 1 leg cit. zu qualifizieren.
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Ein giinstiger Studienerfolg liegt demnach vor und somit besteht der Anspruch auf
Familienbeihilfe sowie den Kinderabsetzbetrag fiir den Zeitraum von Mdrz 2017 bis August
2017.“

In eventu stellte die Bf. den Antrag, den Bescheid teilweise aufzuheben und die Riickforderung
der Familienbeihilfe und Kinderabsetzbetradge fiir das Sommersemester 2016 zu stornieren, da
das Kind im Sommersemester 2016 eine Priifung absolvierte habe und daher ein glinstiger
Studienerfolg iSd Studienforderungsgesetzes 1992 und des
Familienlastenausgleichsgesetz1967 vorliege. Folglich seien die Familienbeihilfe und die
Kinderabsetzbetrage fir das Sommersemester2016 nicht zuriickzuzahlen.

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 23. 1. 2018 wurde die Beschwerde mit folgender
Begriindung als unbegriindet abgewiesen:

,Der Begriff "Studienwechsel" im Sinne des Familienlastenausgleichsgesetzes bedeutet den
BETRIEB einer anderen Studienrichtung als jener, die in den vorangegangenen Semestern
betrieben wurde. Wenn ein/eine Studierende/r das begonnene, aber noch nicht abgeschlossene
Studium nicht mehr fortsetzt und an dessen Stelle ein anderes Studium beginnt, liegt jedenfalls
ein Studienwechsel vor.

Wie bereits im Riickforderungsbescheid ausfiihrlich dargelegt, liegt ein beihilfenschddigender
Studienwechsel dann vor, wenn das Hauptstudium nach dem dritten inskribierten Semester
gewechselt wurde.

Nach den vorliegenden Unterlagen hat S mit Studienbeginn im Wintersemester 2014
(Oktober/2014) das Bachelorstudium Vergleichende Literaturwissenschaft begonnen und dieses
auch ernsthaft und zielstrebig betrieben.

Im Sommersemester 2016 (Februar 2016) hat sie ein neues Studium — Bachelorstudium
Instrumental (Gesangs)pddagogik -Klassik Harfe, als Hauptstudium aufgenommen ohne vorher
das mittlerweile drei volle Semester absolvierte Studium abzuschliefSen.

Studienwechsel, die durch ein unabwendbares Ereignis ohne Verschulden der Studierenden
zwingend herbeigefiihrt wurden, gelten nicht als Studienwechsel iSd § 17Abs. 1 StudFG.
Unabwendbar ist ein Ereignis dann, wenn es der/die Studierende mit den einem
Durchschnittsmenschen zur Verfiligung stehenden Méglichkeiten und Mitteln nicht verhindern
konnte, auch wenn er/sie dieses Ereignis voraussah.

Der Studienwechsel muss jedenfalls durch ein unabwendbares Ereignis ohne Verschulden des
Studierenden zwingend herbeigefiihrt, dh. das unabwendbare Ereignis muss den
Studienwechsel erforderlich machen.
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Kein zwingend herbeigefiihrter Studienwechsel durch ein unabwendbares Ereignis liegt vor,
wenn ein Wechsel nicht friiher méglich war, weil in jenem Studium, das nach dem
Studienwechsel betrieben wird, ein Mangel an Ausbildungspldtzen besteht.

Im vorliegenden Fall liegt ein unabwendbares Ereignis nicht vor, welches den Studienwechsel
erforderlich gemacht hat, da dieses Ereignis, ndmlich den Studienwechsel vorzunehmen, von S
freiwillig durchgefiihrt wurde und dieser nicht als unabwendbares Ereignis anzusehen ist.

Dass S das jeweilige Studium ernsthaft und zielstrebig betreibt bzw. absolviert hat, wurde
seitens der Finanzverwaltung nicht bestritten, da auch die jeweiligen Studienerfolgsnachweise
vorliegen, Tatsache bleibt jedoch, dass das Kind das Studium nach dem dritten inskribierten
Semester freiwillig gewechselt hat und dieser Wechsel nicht auf ein unabwendbares Ereignis
zuriickzufiihren ist.

Die Familienbeihilfe steht daher in der Zeit von Mdirz 2017 bis August 2017 (STEHZEIT) fiir das
Kind nicht zu und wird Ihre Beschwerde abgewiesen.”

Gegen diesen Bescheid richtet sich der Vorlageantrag vom 29.1.2018, in dem erganzend
folgendes ausgefihrt wird:

Die belangte Behdérde stellt fest, dass ein nicht schédlicher Studienwechsel im Sinne des
Familienlastenausgleichsgesetzes nicht vorliege.

Hierbej ist insbesondere darauf festzuhalten, dass laut belangter Behérde kein "zwingender
Studienwechsel" gegeben sei. Es Idige deshalb ein beihilfenschédigender Studienwechsel vor.

Die Tochter S hatte immer die Absicht, das Bachelor-Studium Instrumental (Gesangs-
Jpddagogik — Klassik Harfe als Hauptstudium durchzufiihren. Anldsslich der Inskription wurde
ihr aber mitgeteilt, dass es hierfiir keinen Ausbildungsplatz gébe und sie wurde darauf
verwiesen, voriibergehend ein anderes Studium durchzufiihren, was sie auch mit dem Bachelor-
Studium "Vergleichende Literaturwissenschaft" durchfiihrte.

Nach Mitteilung, dass ein entsprechender Studienplatz frei ist, wechselte sie im
Sommersemester 2016 zu ihrem Wunschstudium Instrumental(Gesangs-)pddagogik - Klassik
Harfe.

Nunmehr fiihrt die belangte Behérde als Begriindung an, dass kein zwingend herbeigefiihrter
Studienwechsel durch ein unabwendbares Ereignis vorliegt. Dies ist unrichtig, da ein Beginn des
Studiums und ein Wechsel friiher nicht méglich war, weil in jenem Studium, das nach dem
Studiumwechsel betrieben wurde, ein Mangel an Ausbildungspldtzen bestand.

Es liegt nicht in der Gestaltungsmacht der Studentin, eine ausreichende Anzahl an

Studienpldtzen zur Verfiligung zu stellen.
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Damit sie wihrend des Wartens auf den Ausbildungsplatz keine verlorene Zeit hat, hat sie sich
entschieden, ein ergédinzendes Studium zu beginnen. Nunmehr ist es der belangten Behérde
vorzuhalten, dass die gesetzlichen Bestimmungen nicht aussagen, dass ein Mangel an
Studienplatzen ein Ereignis sei, welches in der Sphdre der Studentin liegt, vielmehr ist dies sehr
wohl ein entsprechender zwingender Grund, ein anderes Studium zu beginnen und hierbei auf
das Freiwerden eines Studienplatzes zu warten.

Es liegt somit ein unabwendbares Ereignis vor, welches ausschliefSlich von der Republik
Osterreich zu vertreten ist. Der Wechsel ist somit auf ein unabwendbares Ereignis
zuriickzufiihren.

4. Zusammenfassung:

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass somit die Voraussetzungen fiir die Ausstellung eines
Riickforderungsbescheides nicht gegeben sind und die Familienbeihilfe im Zeitraum vom
03/2017-08/2017 den Eltern zusteht.”

In Erganzung zu dem das gegenstandliche Verfahren betreffenden Sachverhalt ist auszufiihren,
dass betreffend Familienbeihilfe fir das Kind ,,S“ bereits fiir den Zeitraum Marz 2016 bis
Februar 2017 ein Verfahren beim Bundesfinanzgericht zur Zahl RV/7102164/2018 anhéngig
war. Diesem Verfahren lag eine Beschwerde des Kindesvaters zu Grunde, bei dem die
Familienbeihilfe und die Kinderabsetzbetrage fir den genannten Zeitraum ebenfalls mit der
Begriindung zuriickgefordert worden waren, dass es sich bei dem Wechsel vom Studium
yVergleichende Literaturwissenschaften” zu Instrumental-und Gesangspadagogik Harfe” um
einen im Sinne der §§ 2 Abs. 1 li. b FLAG 1967 iVm § 17 StudFG ,,schadlichen” Studienwechsel,
da nach dem 3. inskribierten Semester, handelte.

Nachdem der Beschwerde mit Erkenntnis vom 16.7.2018 unter Zulassung der Revision
stattgegeben worden war, erhob die belangte Beh6rde Revision und entschied der
Verwaltungsgerichtshof dariber mit Erkenntnis vom 29.6.2020, Ro 2018/16/0048 in dem er
das Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes wegen Rechtswidrigkeit des Inhaltes aufhob.

Begriindend fiihrte der Gerichtshof dazu aus:

... 27 Das Bundesfinanzgericht ist im angefochtenen Erkenntnis davon ausgegangen, dass die
Tochter der Mitbeteiligten zum friihestmdglichen Zeitpunkt nach dem Ende der Schulausbildung
mit dem Studium "Instrumental (Gesangs)péddagogik - Klassik Harfe" begonnen hat.

28 Unter der Annahme, dass der tatsdchlich verwirklichte Sachverhalt diese rechtliche
Beurteilung zuldsst, bestiinde nach § 2 Abs. 1 lit. d FLAG ein Anspruch auf Familienbeihilfe fiir
die Zeit zwischen dem Abschluss der Schulausbildung und dem Beginn der weiteren
Berufsausbildung.
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29 Der Familienbeihilfenanspruch nach § 2 Abs. 1 lit. d FLAG ist grundsdtzlich unabhéngig
davon, wie die Wartezeit zwischen dem Abschluss der Schulausbildung und dem Beginn der
weiteren Berufsausbildung lberbriickt wird.

30 So hat es der Verwaltungsgerichtshof im Erkenntnis vom 19. Juni 2013, 2012/16/0088,
betreffend die insoweit vergleichbare Regelung des § 2 Abs. 1 lit. e FLAG als unmafgeblich
erachtet, dass der Sohn des damaligen Beschwerdefiihrers als Uberbriickung vor der Aufnahme
des gewiinschten und tatsdchlich begonnenen Studiums der Humanmedizin das
Biologiestudium begonnen hat.

31 Wird die ins Auge gefasste Berufsausbildung tatséichlich zum friihestméglichen Zeitpunkt
begonnen, griindet sich der Anspruch auf Familienbeihilfe fiir die Zeit zwischen dem Abschluss
der Schulausbildung und der Aufnahme der weiteren Berufsausbildung auf §2 Abs. 1 lit. d FLAG.
Ein zur blofen Uberbriickung der Wartezeit aufgenommenes Studium stellt in diesem Fall keine,
einen eigensténdigen Familienbeihilfenanspruch nach §2 Abs. 1 lit. b FLAG auslésende,
Berufsausbildung dar.

32 Erfiillt ein zur Uberbriickung der Wartezeit nach § 2 Abs. 1 lit. d FLAG aufgenommenes
Studium aber nicht die Voraussetzungen einer Berufsausbildung iSd § 2 Abs. 1 lit.b FLAG, kann
mit der Aufnahme des Wunschstudiums zum friihestméglichen Zeitpunkt aber auch kein
Studienwechsel iSd § 2 Abs. 1 lit. b FLAG vorliegen. Damit stellen sich aber Fragen zur
Anwendung der in § 17 StudFG normierten Regeln fiir den Anspruch auf Familienbeihilfe von

vornherein nicht.

33 Dem Umstand, dass die friihestmégliche Aufnahme des von vornherein ins Auge gefassten
Studiums mit der Aufgabe (Abbruch) des zur Uberbriickung der Wartezeit begonnenen
Studiums fiir die Frage der Familienbeihilfe keinen Studienwechsel darstellt, fiir die Frage der
Studienbeihilfe jedoch nach den Bestimmungen des § 17 StudFG schon, stellt nach Ansicht des
Verwaltungsgerichtshofes keinen Widerspruch dar, verfolgen das FLAG und das StudFG doch
unterschiedliche Zielsetzungen. So handelt es sich bei der Familienbeihilfe um einen vom
Einkommen des Anspruchsberechtigten grundsdtzlich unabhéngigen Beitrag zur Unterhaltslast,
wdhrend die Studienbeihilfe einen vom Einkommen des Unterhaltspflichtigen abhéngigen
Beitrag zu den Kosten des Studiums darstellt.

34 Etwas anderes gilt jedoch dann, wenn die gewiinschte Berufsausbildung nicht zum
friihestmdéglichen Zeitpunkt nach Abschluss der Schulausbildung begonnen wurde.

35 Wie sich aus dem (zur insoweit vergleichbaren Regelung des § 2 Abs. 1 lit. e FLAG
ergangenen) Erkenntnis vom 26. Mai 2011, 2011/16/0057, VwSlg 8643/F, ableiten ldsst, ist in
einem solchen Fall fiir die Frage der Anwendbarkeit des § 2 Abs. 1 lit. d FLAG mafSsgebend, ob
die tatsdichlich begonnene Berufsausbildung zum friihestméglichen Zeitpunkt aufgenommen
wurde. Nur in diesem Fall kommt ein Anspruch auf Familienbeihilfe fiir die Zeit zwischen der
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Beendigung der Schulausbildung und der tatsdchlich aufgenommenen Berufsausbildung nach §
2 Abs. 1 lit. d FLAG in Betracht. Fiir die tatsdichlich aufgenommene Berufsausbildung steht aber
(bei Vorliegen der librigen Voraussetzungen) ein eigenstdndiger Familienbeihilfenanspruch
nach § 2 Abs. 1 lit. b FLAG zu. Stellt das tatsdchlich aufgenommene Studium aber eine
Berufsausbildung iSd § 2 Abs. 1 lit. b FLAG dar, kann die spdtere Aufnahme eines von
vornherein ins Auge gefassten, jedoch nicht zum friihestméglichen Zeitpunkt begonnenen
Studiums sehr wohl einen "schddlichen" Studienwechsel nach § 17 Abs. 1 Z 2 StudFG darstellen.

36 Ein solcher liegt vor, wenn das Studium nach dem dritten inskribierten Semester gewechselt
wird. In diesem Fall steht ein Familienbeihilfenanspruch erst nach Ablauf derin § 17 Abs. 4
StudFG (idF vor BGBI. | Nr. 54/2016) bzw. Abs. 3 StudFG (idF BGBI. | Nr. 54/2016) normierten
Wartezeit zu.

37 Nach § 17 Abs. 2 Z 2 StudFG liegt kein schddlicher Studienwechsel vor, wenn dieser durch ein
unabwendbares Ereignis ohne Verschulden des Studierenden zwingend herbeigefiihrt wurde.

38 Dies ist nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes der Fall, wenn ein Ereignis
eintritt, das eine erfolgreiche Fortsetzung des bisher betriebenen Studiums unméglich macht
(vgl. VWGH 27.2.2006, 2005/10/0071, VwSlg 16.856/A). Davon wdre im
revisionsgegenstdndlichen Fall aber nicht auszugehen, war die Tochter doch nicht daran
gehindert, das von ihr betriebene Studium "Vergleichende Literaturwissenschaft" erfolgreich
fortzusetzen (vgl. auch VwGH 27.1.2004, 2003/10/0290).

39 Wie der Verwaltungsgerichtshof in den Erkenntnissen vom 26. Mai 2011, 2011/16/0076 und
2011/16/0058, ausgefiihrt hat, bedeutet der Umstand, dass ein Studierender einen
Studienwechsel fiir zweckmdfSiger oder den persénlichen Vorstellungen fiir angemessener hiilt,
nicht bereits, dass er zum Studienwechsel gezwungen gewesen wdre.

40 Damit liegt aber auch dann kein zwingend herbeigefiihrter Studienwechsel durch ein
unabwendbares Ereignis vor, wenn ein Wechsel nicht friiher méglich war, weil in jenem
Studium, das nach dem Studienwechsel betrieben wird, ein Mangel an Ausbildungspldtzen
besteht (vgl. Lenneis in Lenneis/Wanke, FLAG? § 2 Rz 103).

41 Die vom Bundesfinanzgericht getroffenen Feststellungen, insbesondere zu den konkreten
Zulassungsvoraussetzungen und den Fristen und Terminen im konkreten Aufnahmeverfahren,
lassen jedoch keine abschliefSende rechtliche Beurteilung zu, ob die Tochter das Studium
"Instrumental (Gesangs)pddagogik - Klassik Harfe" zum objektiv friihestmdéglichen Zeitpunkt
nach Abschluss ihrer Schulausbildung aufgenommen hat. Wie der Verwaltungsgerichtshof im
Erkenntnis vom 26. Mai 2011, 2011/16/0057, VwSlg 8643/F, zum Ausdruck gebracht hat, liegt
keine zum friihestméglichen Zeitpunkt begonnene Berufsausbildung vor, wenn der tatséichliche
Beginn der Berufsausbildung wegen des durch die Zahl der zu vergebenden Ausbildungsplditze
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beschrinkten Zugangs dazu - auch bei Erfiillen der von der Ausbildungseinrichtung geforderten
Leistung im Zuge eines Aufnahme- oder Bewerbungsverfahrens - erst spdter erfolgt.”

Das Bundesfinanzgericht erteilte daher in der Folge dem revisionswerbenden Finanzamt mit
Beschluss vom 18.8.2020 folgenden Ermittlungsauftrag:

... ,Im Sinne von Rz 41 des Erkenntnisses VWGH 29. 6. 2020, Ro 2018/16/0048 sind
insbesondere die konkreten Zulassungsvoraussetzungen und die Fristen und Termine im
konkreten Aufnahmeverfahren zu erheben.

Ferner ist der Zeitpunkt der (erstmaligen) Anmeldung von S zu diesem Studium an der
Universitét flir Musik und darstellende Kunst Graz sowie zu einem allfdlligen
Aufnahmeverfahren fiir dieses Studium zu erheben, aufserdem, ob die (erfolgreich abgelegte)
Zulassungspriifung fiir das Bachelorstudium Harfe an der MUK Privatuniversitdt der Stadt Wien
eine allfdllige Zulassungspriifung an der Universitdt filir Musik und darstellende Kunst Graz
ersetzt.

Es ist somit der objektiv friihestmébgliche Zeitpunkt, zu welchem S das Bachelorstudium
Instrumental(Gesangs)pédagogik - Klassik (Harfe - Klassik) an der Universitdt fiir Musik und
darstellende Kunst Graz nach Beendigung der Schulausbildung beginnen hdtte kénnen (vgl.
Rz 31 des Erkenntnisses des Verwaltungsgerichtshofs), zu ermitteln.”

Mit Schreiben vom 12.11.2020 erstattete der damalige Beschwerdefiihrer folgende
Vorhaltsbeantwortung an das Finanzamt unter Anfiihrung der von der revisionswerbenden
Behorde an ihn gerichteten Fragen:

»Wann erfolgte erstmal eine Anmeldung zum Harfestudium an der Universitdt fiir NUK Graz?
Antwort:

Die Anmeldungen zum Harfestudium sind wie folgt chronologisch aufgelistet:

2014 Matura in ***8***

2014/05 Aufnahmepriifung in Wien fiir IGB Harfe

2015/05 Aufnahmepriifung IGB Harfe in Wien

2015/06 Aufnahmepriifung in Graz

2015/06 Aufnahmepriifung in Salzburg

2016/01 Aufnahmepriifung in Graz

2017/05 Aufnahmepriifung in Wien
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2017/06 Aufnahmepriifung in Salzburg

Aus dieser Auflistung ist ersichtlich, dass sich Frau ***5*** ***2%** intensiv bemiiht hat, einen
Studienplatz sofort nach Abschluss der Schulausbildung zu erhalten

- Zweite Frage:

Gibt es datierte Aufzeichnungen, die das Interesse am Harfestudium in Graz unmittelbar nach
der Schulausbildung dokumentieren kénnen?

Antwort:

Frau ***5*** ***2%%* hat an einem Gymnasium in ***8*** jm Jahre 2014 maturiert und sich
danach an der Universitdt fiir Musik und Darstellung Kunst in Wien beworben. Die
Zulassungspriifung ZPA IGB setzt sich aus diversen Priifungsteilen zusammen, welche aus der
Bestdtigung ersichtlich ist. Frau ***5%** **¥2%** hat sich fiir das Studienjahr2014/15
beworben, wie aus der Bestdtigung vom 29.10.2020 ersichtlich ist. Die dabei absolvierten
Zulassungs- und Aufnahmepriifungen sind aus der Bestdtigung ersichtlich.

Bedauerlicher Weise gab es zu Beginn des Wintersemesters 2014/15 keinerlei freie Plétze fiir
das "Harfestudium", weil laut Auskunft der zusténdigen Priifungsreferate die budgetdren Mittel
flir Harfe dem Instrument Violine zugeordnet wurden.

Beilage 1: Bestdtigung der Universitdt fiir Musik und Darstellung Kunst in Wien vom
29.10.2020:

Bestdtigung der Universitdt fiir Musik und darstellende Kunst Wien, StudienCenter,
Priifungsreferat fiir musikpédagogische Studien, vom 29. Oktober 2020:

Die Universitdt fiir Musik und darstellende Kunst Wien, StudienCenter, Priifungsreferatfiir
musikpddagogische Studien, bestditigte am 29. Oktober 2020:

Das Priifungsreferat fiir musikpddagogische Studien bestdtigt, dass Frau ***5***

*¥*AQ*%% geboren am ***7*** zur Zulassungspriifung fiir die Studienrichtung Bachelorstudium
Instrumental(Gesangs)Pddagogik-Harfe fiir folgende Studienjahre angemeldet war und
angetreten ist:

Studienjahr 2014/15 Anmeldeschluss: 30.05.2014
Studienjahr 2015/16 Anmeldeschluss: 29.05.2015
Studienjahr 2017/18 Anmeldeschluss: 30.05.2017

Die Zulassungspriifung ZP BA IGP setzt sich, laut Studienplan, aus folgenden Priifungsteilen

zusammen und sind zu absolvieren:
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-Ubersicht iiber Termine fiir Zulassungspriifungen

eTerminiibersicht fiir Zulassungspriifungen in den musikpddagogischen Studien an der
Universitdtfiir Musik und Darstellende Kunst Wien fiir das Studienjahr 2014/15

eTerminiibersicht fiir Zulassungspriifungen in den musikpédagogischen Studien an der
Universitdtfiir Musik und Darstellende Kunst Wien fiir das Studienjahr 2015/16

eTerminiibersicht fiir Zulassungspriifungen in den musikpddagogischen Studien an der
Universitdtfiir Musik und Darstellende Kunst Wien fiir das Studienjahr 2017/18.

Dritte Frage:

Was waren im Streitzeitraum die konkreten Zulassungsvoraussetzungen, Fristen und Termine
zu diesem Studium (Vorlage von Foldern, Internetausdrucken, bestenfalls Bestdtigung der Uni
Graz)?

Antwort:

Die konkreten Zulassungsvoraussetzungen, Fristen und Termine sind jeweils auf der
zustdndigen Universitéts-Homepage ersichtlich. Frau ***5*** ***2*** hat die damit in
Verbindung stehenden Voraussetzungen erfiillt. Bei der Bestdtigung der Universitdit fiir Musik
und Darstellung Kunst in Wien vom 29. 10.2020 ist als Beilage ersichtlich, welche Termine fiir
Zulassungspriifungen in den Musikpddagogischen Studienrichtunge nfiir das Jahr 2014/15
Voraussetzung waren.

Beilage2: Bestditigung der Universitdt fiir Musik und Darstellung Kunst Wien vom 29.10.2020
Vierte Frage:

Kann die Zulassungspriifung fiir das Harfestudium an der Universitét Wien die
Zulassungspriifung an der Universitdt Graz ersetzen bzw. wird die Zulassungspriifung in Wien
an der Uni in Graz anerkannt? Bitte um Vorlage einer Bestditigung der Uni Graz wird ersucht.

Antwort:

Nein, aus den Bestdtigungen der jeweiligen Universitditen ist ersichtlich, dass "aus Griinden der
Qualitdtssicherung keine extern absolvierten Leistungen fiir die Zulassungspriifung anerkannt
werden" kénnen (Beilage 1 Bestdtigung Kunst Uni Graz vom 20. 10.2020).

Gleiches bestiditigt die Universitdt fiir Musik und darstellende Kunst in Wien mit der Bestdtigung
vom 29.10.2020, die anfiihrt, dass "bestandene Zulassungspriifungen anderer Universitdten
werden nicht fiir die ZPA IGB" anerkannt.

Beilage 3: Bestdtigung der Universitét fiir Musik und Darstellung Kunst Wien vom 29.10.2020
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Bestditigung der Universitit fiir Musik und darstellende Kunst Graz, Studien- und
Priifungsmanagement, vom 20. Oktober 2020

Hiermit bestdtigt die Universitdt flir Musik und darstellende Kunst Graz, dass Frau***5***
*¥*kAkQ*X% geboren am ***7*** am Zulassungspriifungsverfahren fiir das Bachelor studiumIGP
Harfe (UV033145621) im Juni/Juli 2015 (nicht bestanden) und im Jénner 2016
(bestanden)teilgenommen hat.

Aus Griinden der Qualitétssicherung kénnen keine extern absolvierten Leistungen fiir die
Zulassungspriifung anerkannt werden.

Bestditigung der Universitit Mozarteum Salzburg, Studien- und Priifungsmanagement, vom
16. Oktober 2020

Das Studien- und Priifungsmanagement der Universitdt Mozarteum Salzburg bestétigt hiermit,
dass Frau ***G*** x*42%%* geb. am ***7*** folgende Zulassungspriifungen absolviert hat:

1. Bachelorstudium Instrumental-(Gesangs-)Péddagogik (Harfe-Klassik) Termin: 15.6.-18.6.2015
(Anmeldeschluss: 15.4.2015)

2. Bachelorstudium Instrumental-(Gesangs-)Pddagogik (Harfe-Klassik) Termin: 3.7.-
7.7.2017(Anmeldeschluss:30.3.2017).

Die Genannte hat beide Zulassungspriifungen nicht bestanden.

Fiir externe Bewerberlnnen gilt folgende Regelung: Es miissen alle Priifungsteile absolviert
werden, eine Anrechnung bestandener Teilpriifungen von absolvierten Zulassungspriifungen an
anderen Universitdten ist nicht méglich.”

Am 17.11.2020 erging ein weiterer Ermittlungsauftrag an das Finanzamt u.a. mit folgendem
Inhalt:

....Entscheidungsrelevant ist dem Erkenntnis des VwWGH zufolge, ob das Studium an der
Universitét fiir Musik und darstellende Kunst Graz nach Beendigung der Schulausbildung zum
friihestmdglichen Zeitpunkt begonnen wurde (Rz 27 ff.).

....... Die Vorhaltsbeantwortung vom 12. November 2020 und die Bestdtigung der Universitdit fiir
Musik und darstellende Kunst Graz vom 20. Oktober 2020 lassen offen, ob ***5******2¥** dqgs
Bachelorstudium Instrumental(Gesangs)péddagogik - Klassik (Harfe - Klassik)an der Universitdt
fiir Musik und darstellende Kunst Graz vor dem Mdrz 2016 beginnen hdétte kénnen.

...... Es ist insbesondere bisher unklar, ob es zwischen Juni 2014 (Reifepriifung) und Juni 2015
(erste Aufnahmepriifung in Graz) Aufnahmepriifungstermine in Graz gegeben hat und
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bejahenfalls, warum diese - anders als etwa der Priifungstermin im Mai 2014 in Wien - von
¥AAG KKK xAEQ**% nicht wahrgenommen worden sind.

Laut Website der Universitdt fiir Musik und darstellende Kunst Graz
(https.//www.kug.ac.at/studieren/interessierte/zulassungsanforderungen/studien-mit-
zulassungspruefung/zulassung-bachelor-instrumentalstudium/)gibt es derzeit folgende
Zulassungspriifungstermine:

Wintersemester: 03. Juni oder 03. September (ACHTUNG: gilt nicht fiir alle Instrumente!)

Sommersemester: 13. Jdnner

Der Website ldsst sich allerdings nicht entnehmen, welche Zulassungspriifungstermine fiir das

Fach Harfe im Zeitraum zwischen Juni 2014 und Juni 2015 bestanden haben. Hier kénnen
zwischenzeitig Anderungen eingetreten sein.

Es ist daher zu ermitteln,
- wann (Datum) die Schulausbildung von ***5%*** *x*2%%* jm Juni 2014 beendet wurde,

- wann (Datum) nach Beendigung der Schulausbildung von ***5*** *¥*2%¥* der néichste
Aufnahmepriifungstermin in Graz war,

- wenn es vor dem Juni 2015 einen Aufnahmepriifungstermin in Graz gegeben hat,

warum¥**5**x ¥XX9%%% 7u diesem nicht angetreten ist.

Die Ermittlungen zu 1. und 3. werden im Wege eines Auskunftsersuchens an den Bf erfolgen
kénnen, jene zu 2. durch behérdliche Anfrage bei der Universitéit fiir Musik und darstellende
Kunst Graz.

Das Finanzamt beantwortete die gestellten Fragen mit Beschluss vom 4.12.2020 wie folgt:

Die Frage 1 konnte aus dem elektronischen Familienbeihilfenakt beantwortet werden. Die
Schulausbildung wurde mit 16.06.2014 abgeschlossen. Die steuerliche Vertretung des Bf.
bestdtigte dies unter Vorlage des Reifepriifungszeugnisses (siehe Anlage).

Die Frage 2 wurde von der Universitit Graz wie folgt per Email beauskunftet:

Fiir das Studium Bachelorstudium IGP Harfe gab es im genannten Zeitraum folgende
Zulassungspriifungstermine:

02.07.2014 (Anmeldeschluss dafiir war aber schon der 3.6.2014)
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04.02.2015 (Studienbeginn mit Sommersemester wird nicht unbedingt empfohlen, da oftmals
aufbauende LV's im SS nicht angeboten werden kénnen - vor allem fiir kleinere
Studienkohorten).

02.07.2015

Die Frage 3 wurde von der steuerlichen Vertretung des Bf. insbesondere damit beantwortet, es
sei aus logischen Griinden nachvollziehbar, dass zuerst eine Universitét in Wohnraumndéhe
(hier: Wien) ausgewdihlt wird. Auf die Originalantwort per Email wird verwiesen (siehe Anlage).

Stellungnahme:

Aus den nunmehr vorliegenden Unterlagen ergibt sich, dass ***5*** **¥2¥*¥ nach
Beendigung der Schulausbildung (16.06.2014) vor dem Mdirz 2016, bereits am 02.07.2014 mit
dem Studium an der Universitit Graz beginnen hditte kénnen. Ob eine Anmeldung vor
16.06.2014 tatsdichlich nicht méglich gewesen wdre, geht aus den nunmehr vorliegenden
Unterlagen nicht eindeutig hervor. Lediglich der Bf. schreibt "Eine Anmeldung vor
Beendigung am 16.06.2014 war in Graz nicht durchfiihrbar". Es ist in dem Zusammenhang
unklar, ob dies subjektiv wegen der Wohnraumndihe oder objektiv universitér nicht méglich
gewesen wdre. Erhebungen dazu sind aber nach Ansicht des Finanzamtes verzichtbar, da es
am 04.02.2015 erneut eine Zulassungspriifung gab.

Zusammenfassend kann also gesagt werden, dass der objektiv friihestmégliche Zeitpunkt, zu
welchem ***5*** *¥*¥9%*¥ das Bachelorstudium Instrumental(Gesangs)pédagogik - Klassik
(Harfe - Klassik) an der Universitidit fiir Musik und darstellende Kunst Graz nach Beendigung
der Schulausbildung beginnen hditte kénnen, der 04.02.2015 (bzw. im Anschluss an die
Zulassungspriifung) war”.

Der Beschwerdefiihrer teilte erganzend mit:

........ Die Anmeldefrist in Graz (welche auch gar nicht in Erwédgung gezogen wurde, da die
Universitét nicht in ihrer Wohnraumndhe liegend war) war bereits am 03.06.2014 abgelaufen.
Eine Anmeldung vor Beendigung am 16.06.2014 war in Graz nicht durchfiihrbar.

Sie hat sich deshalb fiir das Studienjahr 2014/15 bei der Universitdt fiir Musik und Darstellung
Kunst in Wien angemeldet wie auch aus der Bestdtigung vom 29.10.2020 ersichtlich ist. Diese
Aufnahmepriifung hat sie nicht bestanden. Danach hat sie eine entsprechende Anmeldung bei
der Universitidt Mozarteum Salzburg durchgefiihrt welche ebenfalls nicht bestanden wurde. Die
weitere Anmeldung wurde sodann an der Kunstuni Graz durchgefiihrt, wobei sie die
Aufnahmepriifung im Juni/Juli 2015 nicht bestanden hat und im Jdnner 2016 bestanden hat.
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Wenn es vor dem Juni 2015 einen Aufnahmepriifungstermin in Graz gegeben hat, warum ist
¥AAG KK xAEQ*** Zu diesem nicht angetreten?

Antwort:

Hier ist auf die Beantwortung der obigen Fragen zu verweisen, wobei es aus logischen Griinden
nachvoliziehbar ist, dass zuerst die Universitdt in Wohnraumndédhe ausgewdhlit wird.

Hier ist aufserdem zu verweisen, dass der Studienbeginn nicht auf die Universitit Graz
beschrdnkt ist.”

Der Bf duBerte sich mit Schreiben der steuerlichen Vertretung vom 1. Februar 2021 wie folgt:

In umseitig bezeichneter Beschwerdesache teilt der Beschwerdefiihrer innerhalb offener Frist
mit, dass er zu den bisherigen Feststellungen nichts ergdnzen kann.

Zusammenfassend wird nochmals festgehalten, dass die Tochter des Beschwerdefiihrers aus
Kosten- und Praktikabilitéitsgriinden zuerst versucht hat, in rdumlich ndheren Universitéiten
einen Studienplatz zu erhalten und erst danach versuchte, einen Studienplatz bei weiter
entfernten Universitdten zu erhalten.

Des Weiteren wird ausdriicklich festgehalten, dass eine Anrechnung von Priifungen einer
Universitét nicht bei der anderen erfolgt, da die Ausbildung hierbei jeweils spezifisch erfolgt.

Der Beschwerdefiihrer ist der Ansicht, dass die ins Auge gefasste Berufsausbildung tatsdchlich
zum friihestméglichen Zeitpunkt begonnen wurde. Auf den Fragen zum Studienwechsel im
Zusammenhang mit einer Studienbeihilfe braucht nicht eingegangen werden, da diese nicht
Gegenstand des Beschwerdeverfahrens ist.

Aufgrund der rechtlich friihestmoéglichen Aufnahme der gewiinschten Berufsausbildung,
insbesondere im Hinblick auf die erforderlichen Aufnahmepriifungen, wird darauf
hingewiesen, dass tatséichlich zum friihestméglichen Zeitpunkt die Berufsausbildung
aufgenommen wurde Nach Ansicht des Beschwerdefiihrers liegt kein schéidlicher
Studienwechsel im gegebenen Anlassfall vor. Dies insbesondere auch deshalb, da ein
unabwendbares Ereignis ohne Verschulden des Studierenden den friihestméglichen
Studienbeginn nicht zugelassen hat, da die jeweilige Universitdit das Studium aufgrund der
Verwendung der budgetdiiren Mittel fiir eine andere Studienrichtung nicht erméglichte”.

Die steuerliche Vertretung der Bf. wurde durch das Bundesfinanzgericht davon in Kenntnis
gesetzt, dass die Ermittlungsergebnisse, die dem Erkenntnis RV/7103432/2020 vom 11.2.2021
zu Grunde gelegt worden waren-vorbehaltlich der Zustimmung des erkennenden Senates-
auch im gegenstdndlichen Verfahren infolge der Identitdt des Sachverhaltes im Rahmen der
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Beweiswirdigung zur Anwendung kommen werden. Der Bf. wurde zwar die Mdéglichkeit zu
einer weiteren Stellungnahme dazu bzw. einer Sachverhaltserganzung eingerdaumt, dem
Bundesfinanzgericht jedoch per E-Mail vom 18.5.2021 mitgeteilt, dass eine solche durch die Bf.
nicht erfolgen werde.

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt
Die Tochter der Bf. legte am 16.6.2014 die Reifepriifung ab.

Sie beabsichtigte ein Studium der Musik mit dem Schwerpunkt auf dem Instrument Harfe zu
beginnen.

Die in der Folge mit dem Wintersemester 2014 begonnenen Studienrichtungen und
Aufnahmetests werden, soweit flir den gegenstandlichen Fall von Bedeutung, chronologisch

wie folgt dargestellt:
1.10.2014:

Inskription der Studienrichtungen Theater-, Film- und Medienwissenschaft (A 033 580),
Deutsche Philologie (A 033 617), Musikwissenschaft (A 033 636) und Vergleichende
Literaturwissenschaft (A 033 670). "Hauptstudium" war das Bachelorstudium Vergleichende
Literaturwissenschaft. In diesem Studium wurden in der Zeit von 15.Dezember 2014 bis 23.
Februar 2016 Prifungen erfolgreich abgelegt. Die genannten Studien wurden bis inkl.
Sommersemsester 2016 inskribiert, jedoch ab dem Sommersemester 2016 nicht mehr

betrieben.

4.2.2015:

Zulassungsprifungstermin Uni Graz, nicht angemeldet bzw. angetreten
16.2.2015:

Zulassungsprifung MUK Privatuni der Stadt Wien, bestanden, aber mangels freier Platze auf
eine Warteliste gesetzt.

15.6.2015-18.6.2015:
Zulassungsprifung Mozarteum Salzburg, angetreten, nicht bestanden
Juni/Juli 2015:

Aufnahmeprifung Graz, nicht bestanden
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Janner 2016:
Aufnahmeprifung Graz, bestanden
Marz 2016:

Beginn des Bachelorstudiums Instrumental-(Gesangs)padagogik - Klassik (Harfe - Klassik) an der
Universitat fir Musik und darstellende Kunst Graz.

2. Beweiswiirdigung

Beweis wurde aufgenommen durch Einsicht in den von der belangten Behorde vorgelegten
Verwaltungsakt sowie den zur Zahl RV/7103432/2020 beim Bundesfinanzgericht gefiihrten
Rechtsmittelakt, dem exakt der gleiche Sachverhalt und die zu I6senden Rechtsfragen zu
Grunde lagen.

Dieses Beschwerdeverfahren wurde mit Erkenntnis vom 11.2.2021 rechtskraftig erledigt.

Die getroffenen Feststellungen stiitzen sich daher auf die Aktenlage des gegenstandlichen
Verfahrens und auf die Aktenlage sowie die im fortgesetzten Beschwerdeverfahren
(RV/7103432/2020) gewonnenen Ermittlungsergebnisse.

3. Rechtliche Beurteilung

1. Zu Spruchpunkt I.
Rechtsgrundlagen:
§ 2 Abs. 1 FLAG 1967 lautet auszugsweise:

................. b) flir volljahrige Kinder, die das 24. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und die
fiir einen Beruf ausgebildet oder in einem erlernten Beruf in einer Fachschule fortgebildet
werden, wenn ihnen durch den Schulbesuch die Ausiibung ihres Berufes nicht moglich ist. Bei
volljahrigen Kindern, die eine in § 3 des Studienférderungsgesetzes 1992, BGBI. Nr. 305,
genannte Einrichtung besuchen, ist eine Berufsausbildung nur dann anzunehmen, wenn sie die
vorgesehene Studienzeit pro Studienabschnitt um nicht mehr als ein Semester oder die
vorgesehene Ausbildungszeit um nicht mehr als ein Ausbildungsjahr Gberschreiten. Wird ein
Studienabschnitt in der vorgesehenen Studienzeit absolviert, kann einem weiteren
Studienabschnitt ein Semester zugerechnet werden. Die Studienzeit wird durch ein
unvorhergesehenes oder unabwendbares Ereignis (zB Krankheit) oder nachgewiesenes
Auslandsstudium verlangert. Dabei bewirkt eine Studienbehinderung von jeweils drei Monaten
eine Verlangerung der Studienzeit um ein Semester. Zeiten als Studentenvertreterin oder
Studentenvertreter nach dem Hochschilerschaftsgesetz 1998, BGBI. | Nr. 22/1999, sind unter
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Berucksichtigung der Funktion und der zeitlichen Inanspruchnahme bis zum Héchstausmal von
vier Semestern nicht in die zur Erlangung der Familienbeihilfe vorgesehene hochstzuldssige
Studienzeit einzurechnen. Gleiches gilt fur die Vorsitzenden und die Sprecher der
Heimvertretungen nach dem Studentenheimgesetz, BGBI. Nr. 291/1986. Der Bundesminister
fir Umwelt, Jugend und Familie hat durch Verordnung die naheren Voraussetzungen fiir diese
Nichteinrechnung festzulegen. Zeiten des Mutterschutzes sowie die Pflege und Erziehung eines
eigenen Kindes bis zur Vollendung des zweiten Lebensjahres hemmen den Ablauf der
Studienzeit. Bei einem Studienwechsel gelten die in § 17 Studienférderungsgesetz 1992, BGBI.
Nr. 305, angefliihrten Regelungen auch fiir den Anspruch auf Familienbeihilfe................

d) fur volljahrige Kinder, die das 24. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, fiir die Zeit
zwischen dem Abschluss der Schulausbildung und dem Beginn einer weiteren
Berufsausbildung, wenn die weitere Berufsausbildung zum friihestmdéglichen Zeitpunkt nach
Abschluss der Schulausbildung begonnen wird,...........

§ 26 Abs. 1 bis 3 FLAG 1967 lauten:

1) Wer Familienbeihilfe zu Unrecht bezogen hat, hat die entsprechenden Betrage

zuriickzuzahlen.

(2) Zurickzuzahlende Betrage nach Abs. 1 konnen auf fallige oder fallig werdende
Familienbeihilfen angerechnet werden.

(3) Fur die Rickzahlung eines zu Unrecht bezogenen Betrages an Familienbeihilfe haftet auch
derjenige Elternteil des Kindes, der mit dem Riickzahlungspflichtigen in der Zeit, in der die
Familienbeihilfe fiir das Kind zu Unrecht bezogen worden ist, im gemeinsamen Haushalt gelebt
hat.

§ 33 Abs. 3 EStG 1988 lautet:

(3) Steuerpflichtigen, denen auf Grund des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967
Familienbeihilfe gewahrt wird, steht im Wege der gemeinsamen Auszahlung mit der
Familienbeihilfe ein Kinderabsetzbetrag von monatlich 58,40 Euro fiir jedes Kind zu. Fiir Kinder,
die sich standig auRerhalb eines Mitgliedstaates der Europaischen Union, eines Staates des
Europdischen Wirtschaftsraumes oder der Schweiz aufhalten, steht kein Kinderabsetzbetrag
zu. Wurden Kinderabsetzbetrage zu Unrecht bezogen, ist § 26 des
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 anzuwenden.

§ 17 StudFG lautet:
§ 17. (1) Ein glunstiger Studienerfolg liegt nicht vor, wenn der Studierende

1. das Studium ofter als zweimal gewechselt hat oder
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2. das Studium nach dem jeweils dritten inskribierten Semester (nach dem zweiten
Ausbildungsjahr)gewechselt hat oder

3. nach einem Studienwechsel aus dem vorhergehenden Studium keinen giinstigen
Studienerfolg nachgewiesen hat, bis zum Nachweis eines glinstigen Studienerfolges aus dem
neuen Studium.

(2) Nicht als Studienwechsel im Sinne des Abs. 1 gelten:

1. Studienwechsel, bei welchen die gesamte Studienzeit des vor dem Studienwechsel
betriebenen Studiums fiir die Anspruchsdauer des nach dem Studienwechsel betriebenen
Studiums bericksichtigt wird, weil auf Grund der besuchten Lehrveranstaltungen und
absolvierten Prifungen Gleichwertigkeit nach Inhalt und Umfang der Anforderungen gegeben
ist,

2. Studienwechsel, die durch ein unabwendbares Ereignis ohne Verschulden des Studierenden
zwingend herbeigefiihrt wurden,

3. Studienwechsel, die unmittelbar nach Absolvierung der Reifepriifung einer hoheren Schule
erfolgen, wenn fiir das wahrend des Besuchs der héheren Schule betriebene Studium keine
Studienbeihilfe bezogen wurde,

4. die Aufnahme eines Masterstudiums gemaR § 15 Abs. 3,
5. die Aufnahme eines Doktoratsstudiums gemaR § 15 Abs. 4.

(3) Ein Studienwechsel im Sinne des Abs. 1 Z 2 ist nicht mehr zu beachten, wenn die
Studierenden danach so viele Semester zuriickgelegt haben, wie sie in dem gemaR Abs.1Z 2 zu
spat gewechselten Studium verbracht haben. Anerkannte Priifungen aus dem verspatet
gewechselten Vorstudium verkiirzen diese Wartezeiten; dabei ist auf ganze Semester
aufzurunden.

Strittig ist,

1. ob sich der Familienbeihilfenanspruch ab dem Wintersemester 2014/2015 auf § 2 Abs.
1 lit. b FLAG 1967 stiitzt und damit der Beginn des Bachelorstudiums
Instrumental(Gesangs)paddagogik - Klassik (Harfe - Klassik) an der Universitat fir Musik
und darstellende Kunst Graz unter gleichzeitiger Aufgabe des bisher an der Uni Wien als
Hauptstudium betriebenen Studiums der vergleichenden Literaturwissenschaften als
fiir den Bezug der Familienbeihilfe schadlicher Studienwechsel darstellt, der mit
Anspruchsverlust von drei Semestern im nunmehr betriebenen Studium verbunden ist,
oder
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2. ob sich der Familienbeihilfenanspruch ab dem Wintersemester 2014/2015 auf § 2 Abs.
1 lit. d FLAG 1967 stiitzt, weil mit dem nunmehr tatsachlich betriebenen Studium an
der Uni Graz zum friihestmoglichen Zeitpunkt nach der Schulausbildung begonnen
worden war und das zuvor betriebene Studium lediglich zur Uberbriickung des
Zeitraumes bis zum Beginn des ,Wunschstudiums” diente.

Nach dem sinngemafR anzuwendenden Erkenntnis VwGH 19. 10. 2017, Ro 2016/16/0018
hat die Bewerbung um eine weitere Ausbildung unmittelbar nach Beendigung der
Schulausbildung zu erfolgen und missten in weiterer Folge die bis zum tatsachlichen
Ausbildungsbeginn erforderlichen Schritte (etwa Antreten zu Bewerbungsgesprachen,
Aufnahmeprifungen udgl.) ohne Verzégerung gesetzt werden. Bewerbungen um einen
Studienplatz vor Abschluss der Schulausbildung bleiben daher (auch im konkreten Fall)
auller Betracht.

Unstrittig ist, dass die Tochter der Bf. nach bestandener Reifeprifung im Juni 2014 das
Studium der Instrumental(Gesangs)padagogik mit Schwerpunkt Harfe anstrebte.

Da sie dieses Studium dartber hinaus ,aus Kosten-und Praktikabilitatsgriinden® an ihrem
Wohnort beginnen wollte, bewarb sie sich um einen Ausbildungsplatz an der Universitat

flir Musik und darstellende Kunst in Wien und bestand dort die Aufnahmspriifung fiir das
Studienjahr 2015/2016 im Februar 2015.

Mangels freier Ausbildungsplatze konnte das Studium aber tatsachlich nicht begonnen

werden.

Malgeblich ist, wie auch der Verwaltungsgerichtshof im Erkenntnis vom 29.6.2020, Ro
2018/16/0048 zum Ausdruck brachte, ob das ins Auge gefasste und schliefRlich auch
tatsachlich begonnene Studium zum objektiv friihestmoglichen Zeitpunkt begonnen
wurde. Der friihestmogliche Zeitpunkt ist somit jener, zu dem die Ausbildung begonnen
hatte werden kdnnen, unabhangig davon, ob Anmeldefristen zu beachten,
Vorbereitungskurse zu absolvieren oder Aufnahmepriifungen zu bestehen gewesen waren
(vgl. z.B. BFG vom 19.2.2020, RV/3100177/2019).

Es ist somit aus der Sicht des angestrebten und nunmehr begonnenen Studiums (siehe
wiederum z.B. BFG vom 19.2.2020, RV/3100177/2019) eine ex-post Betrachtung
anzustellen, ob

1. essich dabei um das angestrebte ,,Wunschstudium® handelt und ob
2. dieses zum friihestmoglichen Zeitpunkt nach der Reifepriifung begonnen worden ist.

Bei der Frage, ob nunmehr das schon mit Ende der Schulausbildung angestrebte Studium
begonnen wurde, ist nach Auffassung des Senates eine inhaltliche Betrachtung
dahingehend anzustellen, d.h. ob das schlieBlich begonnene Studium inhaltlich den
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Waunschvorstellungen der Tochter entsprach. Dass dies bei dem Studium an der Uni Graz,
fir das bereits am 4.2.2015 zu einer Zulassungsprifung angetreten hatte werden kénnen,
nicht der Fall gewesen sein sollte, wird von der Bf. nicht vorgebracht. Vielmehr
argumentiert sie die Bewerbung an der Uni Graz erst im Februar 2016 damit, dass die
Tochter das (inhaltsgleiche) Studium an der Kunstuni Wien, auf Grund der Ndhe zu ihrem
bisherigen Wohnort bevorzugt hatte. Personliche, oder andere nicht unmittelbar mit der
Berufsausbildung im Zusammenhang stehende Griinde, die verhindern, dass mit der
Berufsausbildung zum frithestmoglichen Zeitpunkt begonnen oder diese fortgesetzt wird,
sind jedoch unbeachtlich und gewahren keinen Anspruch auf Familienbeihilfe (vgl.
Csaszar/Lenneis/Wanke,FLAG, Familienlastenausgleichsgesetz, Kommentar, § 2, Tz 132 und
BFG vom 9.9.2019, RV/7104528/2019).

Unzweifelhaft handelt es sich auch bei Bevorzugung eines bestimmten Studienortes, etwa
wie hier auf Grund der Ndahe zum bisherigen Wohnort und samtlicher damit verbundener
Vorteile, um solche ,persénlichen Grinde”, die zwar durchaus verstandlich sind, bei der
Beurteilung des objektiv friihestmoglichen Zeitpunktes des Studienbeginns aber nach der
obzitierten h.g. Rechtsprechung aufler Betracht zu bleiben haben. Dies deshalb, weil die
Bestimmung des § 2 Abs. 1 lit. d FLAG eine Ausnahme von der allgemeinen Regel normiert,
dass keine Familienbeihilfe gebilihrt, wenn sich ein volljahriges Kind nicht in Ausbildung
befindet (von weiteren gesetzlich normierten Ausnahmen abgesehen). Diese Bestimmung
ist daher eng auszulegen.

Sie kann nicht so verstanden werden, dass der Zeitraum, fiir den Anspruch auf
Familienbeihilfe besteht, beliebig erstreckt werden kann, wenn die Aufnahme fiir ein
Wunschstudium mit limitierter Teilnehmerzahl nicht beim ersten Versuch erfolgt.

Der Verwaltungsgerichtshof verweist dazu im Erkenntnis vom 29.6.2020, Ro/2018/16/0048
auf seine Rechtsprechung im Erkenntnis vom 26.5.2011, 2011/16/0057, wonach keine zum
friihestmoglichen Zeitpunkt begonnene Berufsausbildung vorliege, wenn der tatsachliche
Beginn der Berufsausbildung wegen des durch die Zahl der zu vergebenden
Ausbildungsplatze beschrankten Zugangs dazu-auch bei Bestehen eines Aufnahmetests-
erst spater erfolge. Das Risiko nicht aufgenommen zu werden, sei Studien mit
beschranktem Zugang immanent.

Gerade die Formulierung, dass die Familienbeihilfe nur dann gebihrt, wenn die weitere
Berufsausbildung zum frithestmaoglichen Zeitpunkt nach Abschluss der Schulausbildung
begonnen wird, lasst darauf schlieRen, dass hier lediglich eine unvermeidbare Liicke
Uberbrickt werden sollte. So wird in den erlduternden Bemerkungen zur Regierungsvorlage
zum Budgetbegleitgesetz 2011, 981 der Beilagen XXIV. GP ausgefiihrt, dass durch diese
Regelung insbesondere die Zeit zwischen der Matura und dem frihestmdglichen Beginn
eines Studiums abgedeckt werden soll.
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Wirde man darauf abstellen, ob es sich bei dem tatsachlich begonnenen Studium nicht nur
inhaltlich, sondern auch hinsichtlich des Studienortes um das Wunschstudium handelt,
konnte der Zeitraum bis zum Beginn der Berufsausbildung durch Nichtantritt zu einer
Aufnahmeprifung an einem nicht bevorzugten Studienort hinausgezogert und damit der
Zeitraum, in dem sich das Kind nicht in Berufsausbildung befindet, beliebig verlangert
werden.

Im Hinblick auf die auch vom Verwaltungsgerichtshof geforderte objektive
Betrachtungsweise hinsichtlich der Frage, ob das schliel3lich begonnene Studium zum
friihestmoglichen Zeitpunkt begonnen wurde (siehe oben) gelangte der erkennende Senat
zu folgender Auffassung:

Hatte sich die Tochter der Bf. bereits zum frithestmoglichen Termin bezlglich ihres
Wunschstudiums, ndmlich am 4.2.2015, dem Aufnahmeverfahren an der Uni Graz
unterzogen, hatte sie bei positivem Ausgang dieses Verfahrens bereits im Sommersemester
2015 mit ihrem ,Wunschstudium® beginnen kénnen. Dass der Einstieg im Sommersemester
von der Uni nicht empfohlen wurde, bedeutete nicht, dass er nicht méglich gewesen sein
sollte (vgl. BFG vom 9.5.2017, RV/7101655/2017 zu einem unglinstigen
Sommersemesterbeginn). Im Ubrigen erfolgte auch der Einstieg in das nunmehr betriebene
Studium im Sommersemester, namlich 2016.

Da die Tochter der Bf. das Harfestudium somit nicht zum friithestmaoglichen Zeitpunkt i.S.
des § 2 Abs. 1 lit. d FLAG 1967 begonnen hat, stiitzt sich der Beihilfenanspruch ab dem
Wintersemester 2014/2015 auf § 2 Abs. 1 lit. b FLAG 1967. Der Beginn des Harfestudiums
im Sommersemester 2016 erfolgte nach dem dritten Semester des bisherigen
Hauptstudiums und stellt somit einen fiir den Beihilfenbezug schadlichen Studienwechsel i.
S. des § 17 Abs. 1 Zif. 2 StudFG dar.

Entgegen der Auffassung der Bf. liegt ein solcher nur dann nicht vor, wenn dieser durch ein
unabwendbares Ereignis ohne Verschulden des (der) Studierenden zwingend herbeigefiihrt
wurde. Der Verwaltungsgserichthof fihrte dazu im Erkenntnis vom 29.6.2020, Ro
2018/16/0048 aus:

,38 Dies ist nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes der Fall, wenn ein
Ereignis eintritt, das eine erfolgreiche Fortsetzung des bisher betriebenen Studiums
unméglich macht (vgl. VwGH 27.2.2006, 2005/10/0071, VwSlg 16.856/A). Davon wdre im
revisionsgegenstdndlichen Fall aber nicht auszugehen, war ***5*** ***2%** doch nicht
daran gehindert, das von ihr betriebene Studium "Vergleichende Literaturwissenschaft"
erfolgreich fortzusetzen (vgl. auch VWwGH 27.1.2004, 2003/10/0290).

39 Wie der Verwaltungsgerichtshof in den Erkenntnissen vom 26. Mai 2011,
2011/16/0076und 2011/16/0058, ausgefiihrt hat, bedeutet der Umstand, dass ein
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Studierender einen Studienwechsel fiir zweckmdifSiger oder den persénlichen Vorstellungen
flir angemessener hdlt, nicht bereits, dass er zum Studienwechsel gezwungen gewesen wdére

40 Damit liegt aber auch dann kein zwingend herbeigefiihrter Studienwechsel durch ein
unabwendbares Ereignis vor, wenn ein Wechsel nicht friiher méglich war, weil in jenem
Studium, das nach dem Studienwechsel betrieben wird, ein Mangel an Ausbildungspldtzen
besteht (vgl. Lenneis in Lenneis/Wanke, FLAG? § 2 Rz 103).”

Gem. § 17 Abs. 3 StudFG betragt die Wartezeit bis zu einem neuerlichen Bezug der
Familienbeihilfe nach dem hier schadlichen Studienwechsel drei Semester, sodass die
Ruckforderung von Familienbeihilfe und Kinderabsetzbetragen fiir den Zeitraum Marz 2017
bis August 2017 zu recht erfolgte (siehe wiederum fiir den an den Studienwechsel
anschliefenden Zeitraum Marz 2016 bis Februar 2017 das bereits in Rechtskraft
erwachsene Erkenntnis des BFG vom 11.2.2021, RV/7103432/2020, dem sich der
erkennende Senat vollinhaltlich anschlief3t).

2. Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Eine Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung liegt im gegenstandlichen Fall nicht vor, weil
durch die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ausreichend geklart ist, dass ein
Anspruch auf Familienbeihilfe nach § 2 Abs. 1 lit. d FLAG fir einen Elternteil nur dann entsteht,
wenn das nunmehr vom Kind betriebene Studium zum objektiv friihestmdglichen Zeitpunkt
begonnen wurde. Ob jedoch diese Voraussetzung vorliegt, ist eine im Rahmen der freien
Beweiswiirdigung zu l6sende reine Sachverhaltsfrage.

Finanzamt Osterreich
§ 323b Abs. 1 bis 3 BAO lautet i. d. F. BGBI. | Nr. 99/2020 (2. FORG):

§ 323b. (1) Das Finanzamt Osterreich und das Finanzamt fiir GroRbetriebe treten fiir ihren
jeweiligen Zustandigkeitsbereich am 1. Janner 2021 an die Stelle des jeweils am 31. Dezember
2020 zustiandig gewesenen Finanzamtes. Das Zollamt Osterreich tritt am 1. Jdnner 2021 an die
Stelle der am 31. Dezember 2020 zustdandig gewesenen Zollamter.
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(2) Die am 31. Dezember 2020 bei einem Finanzamt oder Zollamt anhéngigen Verfahren
werden von der jeweils am 1. Janner 2021 zustandigen Abgabenbehdrde in dem zu diesem
Zeitpunkt befindlichen Verfahrensstand fortgefiihrt.

(3) Eine vor dem 1. Janner 2021 von der zustdandigen Abgabenbehorde des Bundes genehmigte
Erledigung, die erst nach dem 31. Dezember 2020 wirksam wird, gilt als Erledigung der im
Zeitpunkt des Wirksamwerdens fiir die jeweilige Angelegenheit zustandigen Abgabenbehorde.

Die gegenstandliche Entscheidung ergeht daher an das Finanzamt Osterreich.

Wien, am 29. Juni 2021

24 von 24



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	1. Zu Spruchpunkt I.
	2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)




